
Anlage zum Antrag auf Teilzeitbeschäftigung Besoldung 

 

Nur für Ihre Unterlagen (Bitte fügen Sie diese Anlage dem Antrag nicht bei) 

 

Bei der Beantragung einer prozentualen Arbeitszeitänderung erfolgt im Falle einer 

allgemeinen Änderung der regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit eine automatische 

Anpassung der vereinbarten Arbeitszeit.  

 

Bei der Beantragung einer Arbeitszeitänderung unter Angabe einer konkreten Stundenzahl 

erfolgt im Falle einer allgemeinen Änderung der regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit 

keine automatische Anpassung der vereinbarten Arbeitszeit (feste Arbeitszeit). 

 

 

Die Reduzierung der Arbeitszeit kann möglicherweise Auswirkungen auf die Versorgung 

haben. Verbindliche Auskünfte hierzu kann Ihnen nur der Versorgungsbereich beim 

Landesverwaltungsamt Berlin geben. 

 

 

Hinweise über die Möglichkeiten und Auswirkungen einer Teilzeitbeschäftigung für 

Beamtinnen und Beamte ergeben sich auch aus dem Merkblatt der Senatsverwaltung für 

Finanzen (Merkblatt Fin 753). 

 

 

§ 54 LBG (Teilzeitbeschäftigung) 

(1) Einer Beamtin oder einem Beamten mit Dienstbezügen soll auf Antrag 

Teilzeitbeschäftigung bis zur Hälfte der regelmäßigen Arbeitszeit und bis zur jeweils 

beantragten Dauer bewilligt werden, soweit dienstliche Belange nicht entgegenstehen. 

Teilzeitbeschäftigung ist grundsätzlich in allen Laufbahnen, Aufgabenbereichen und 

Funktionen möglich. 

(2) Dem Antrag nach Absatz 1 darf nur entsprochen werden, wenn die Beamtin oder der 

Beamte sich verpflichtet, während des Bewilligungszeitraums außerhalb des 

Beamtenverhältnisses berufliche Verpflichtungen nur in dem Umfang einzugehen, in dem 

nach den §§ 61 bis 63 den vollzeitbeschäftigten Beamtinnen und Beamten die Ausübung 

von Nebentätigkeiten gestattet ist. Ausnahmen hiervon sind nur zulässig, soweit dies mit dem 

Beamtenverhältnis vereinbar ist. § 62 Absatz 3 Satz 1 gilt mit der Maßgabe, dass von der 

regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit ohne Rücksicht auf die Bewilligung von 

Teilzeitbeschäftigung auszugehen ist. Wird die Verpflichtung nach Satz 1 schuldhaft verletzt, 

soll die Bewilligung widerrufen werden. 



(3) Die Dienstbehörde kann nachträglich die Dauer der Teilzeitbeschäftigung beschränken 

oder den Umfang der zu leistenden Arbeitszeit erhöhen, soweit zwingende dienstliche 

Belange dies erfordern. Sie soll eine Änderung des Umfangs der Teilzeitbeschäftigung oder 

den Übergang zur Vollzeitbeschäftigung zulassen, wenn der Beamtin oder dem Beamten die 

Teilzeitbeschäftigung im bisherigen Umfang nicht mehr zugemutet werden kann und 

dienstliche Belange nicht entgegenstehen. 

 

 

§ 54a LBG (Teilzeitbeschäftigung aus familiären Gründen) 

(1) Stehen zwingende dienstliche Belange nicht entgegen, so ist einer Beamtin oder einem 

Beamten mit Dienstbezügen auf Antrag Teilzeitbeschäftigung bis zur Hälfte der 

regelmäßigen Arbeitszeit zu bewilligen, solange sie oder er 

1.mindestens ein Kind unter 18 Jahren oder 

2.eine pflegebedürftige sonstige Angehörige oder einen pflegebedürftigen sonstigen 

Angehörigen 

tatsächlich betreut oder pflegt. Bei Beamtinnen und Beamten im Schul- und Hochschuldienst 

kann der Bewilligungszeitraum bis zum Ende des laufenden Schulhalbjahres oder Semesters 

aus-gedehnt werden. 

(2) Einer Beamtin oder einem Beamten mit Dienstbezügen kann Teilzeitbeschäftigung mit 

weniger als der Hälfte der regel-mäßigen Arbeitszeit bis zur Dauer von zwölf Jahren 

bewilligt werden, wenn die Voraussetzungen des Absatzes 1 Satz 1 vor-liegen und 

zwingende dienstliche Belange nicht entgegenste-hen; jedoch sind mindestens 30 vom 

Hundert der regelmäßigen Arbeitszeit zu erbringen. 

(3) Für Teilzeitbeschäftigungen nach dieser Vorschrift gilt § 54 Absatz 3 entsprechend. 

(4) Während einer Teilzeitbeschäftigung nach den Absätzen 1 und 2 dürfen nur solche 

Nebentätigkeiten genehmigt werden, die dem Zweck der Freistellung nicht zuwiderlaufen. 

 

  



§ 54b LBG (Familienpflegezeit mit Vorschuss) 

(1) Stehen zwingende dienstliche Belange nicht entgegen, so ist einer Beamtin oder einem 

Beamten mit Dienstbezügen auf Antrag für die Dauer von längstens 24 Monaten 

Teilzeitbeschäftigung mit einer regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit von mindestens 15 

Stunden als Familienpflegezeit zur Pflege einer oder eines pflegebedürftigen nahen 

Angehörigen im Sinne des Pflegezeitgesetzes in häuslicher Umgebung oder zur Betreuung 

einer oder eines minderjährigen pflegebedürftigen nahen Angehörigen im Sinne des 

Pflegezeitgesetzes in häuslicher oder außerhäuslicher Umgebung zu gewähren. Die 

Pflegebedürftigkeit ist durch Vorlage einer Bescheinigung der Pflegekasse oder des 

Medizinischen Dienstes der Krankenversicherung oder einer entsprechenden Bescheinigung 

einer privaten Pflegeversicherung nachzuweisen.  

(2) Die Beamtin oder der Beamte ist verpflichtet, jede Änderung der Tatsachen mitzuteilen, 

die für die Gewährung maßgeblich sind. Liegen die Voraussetzungen für die Gewährung der 

Familienpflegezeit nicht mehr vor, so ist die Gewährung mit Ablauf des zweiten Monats, der 

auf den Wegfall der Voraussetzungen folgt, zu widerrufen. Ist der Beamtin oder dem 

Beamten die Teilzeitbeschäftigung im bisherigen Umfang nicht mehr zumutbar, ist die 

Gewährung zu widerrufen, wenn keine zwingenden dienstlichen Gründe entgegenstehen.  

(3) Ist die Familienpflegezeit für weniger als 24 Monate bewilligt worden, kann sie 

nachträglich bis zur Dauer von 24 Monaten verlängert werden. Familienpflegezeit und 

Pflegezeit ( § 54c ) dürfen zusammen nicht länger als 24 Monate je pflegebedürftigen nahen 

Angehörigen dauern.  

(4) Wer Zeiten nach dieser Vorschrift beanspruchen will, soll dies spätestens acht Wochen 

vor Beginn schriftlich ankündigen und gleichzeitig erklären, für welchen Zeitraum und in 

welchem Umfang Teilzeitbeschäftigung in Anspruch genommen werden soll. Hierbei ist auch 

die gewünschte Verteilung der Arbeitszeit anzugeben.  

(5) Während einer Teilzeitbeschäftigung als Familienpflegezeit nach den Absätzen 1 und 3 

dürfen nur solche Nebentätigkeiten genehmigt werden, die dem Zweck der Freistellung nicht 

zuwiderlaufen.  

 

§ 54c LBG (Pflegezeit mit Vorschuss) 

(1) Unter den Voraussetzungen des § 54b Absatz 1 wird auf Antrag für längstens sechs 

Monate Teilzeitbeschäftigung mit einer regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit auch von 

weniger als 15 Stunden oder Urlaub ohne Dienstbezüge als Pflegezeit gewährt.  

(2) Stehen zwingende dienstliche Belange nicht entgegen, so ist einer Beamtin oder einem 

Beamten mit Dienstbezügen auf Antrag zur Begleitung einer oder eines nahen Angehörigen 

im Sinne des Pflegezeitgesetzes für die Dauer von längstens drei Monaten 

Teilzeitbeschäftigung auch mit einer regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit von weniger 

als 15 Stunden oder Urlaub ohne Dienstbezüge als Pflegezeit zu gewähren, wenn diese oder 



dieser an einer Erkrankung leidet, die progredient verläuft und bereits ein weit 

fortgeschrittenes Stadium erreicht hat, bei der eine Heilung ausgeschlossen und eine 

palliativ-medizinische Behandlung notwendig ist und die eine begrenzte Lebenserwartung 

von Wochen oder wenigen Monaten erwarten lässt. Die Voraussetzungen des Satzes 1 sind 

durch ein ärztliches Zeugnis oder ein ärztliches Gutachten oder eine Bescheinigung, wonach 

die nahe Angehörige oder der nahe Angehörige an einer Erkrankung nach § 3 Absatz 6 Satz 

1 des Pflegezeitgesetzes leidet, nachzuweisen.  

(3) Ist die Pflegezeit nach Absatz 1 und 2 nicht für die längstmögliche Dauer gewährt 

worden, kann sie nachträglich bis zu dieser verlängert werden. Familienpflegezeit ( § 54b ) 

und Pflegezeit dürfen zusammen nicht länger als 24 Monate je pflegebedürftigen nahen 

Angehörigen dauern.  

(4) § 54b Absatz 2 gilt entsprechend. Im Fall der Beurlaubung gilt § 55 Absatz 2 

entsprechend.  

(5) Wer Pflegezeit beanspruchen will, soll dies im Falle des Absatzes 1 spätestens acht 

Wochen und im Falle des Absatzes 2 spätestens eine Woche vor Beginn schriftlich 

ankündigen und gleichzeitig erklären, für welchen Zeitraum und in welchem Umfang 

Teilzeitbeschäftigung oder für welchen Zeitraum Urlaub ohne Dienstbezüge in Anspruch 

genommen werden soll. Hierbei ist auch die gewünschte Verteilung der Arbeitszeit 

anzugeben.  

(6) Während einer Teilzeitbeschäftigung als Pflegezeit oder Urlaub ohne Dienstbezüge als 

Pflegezeit nach den Absätzen 1 bis 3 dürfen nur solche Nebentätigkeiten genehmigt werden, 

die dem Zweck der Freistellung nicht zuwiderlaufen.  

(7) Für Beamtinnen und Beamte auf Widerruf im Vorbereitungsdienst gelten die Absätze 2 

bis 6 entsprechend, soweit die jeweiligen Ausbildungs- und Prüfungsordnungen dem nicht 

entgegenstehen.  

 

§ 74 LBG (Fürsorge und Schutz) 

(3) Für die Gewährung von Elternzeit der Beamtinnen und Beamten finden die für die 

unmittelbaren Bundesbeamtinnen und Bundesbeamten jeweils geltenden Rechtsvorschriften 

entsprechende Anwendung. 

 

§ 7 MuSchEltZV (Teilzeitbeschäftigung während der Elternzeit) 

(1) Während der Elternzeit ist Beamtinnen und Beamten, die Anspruch auf Dienst- oder 

Anwärterbezüge haben, auf Antrag eine Teilzeitbeschäftigung bei ihrem Dienstherrn bis zu 

30 Stunden wöchentlich zu bewilligen, wenn zwingende dienstliche Belange nicht 

entgegenstehen. 


